
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : nein

ZPO § 233 Pc, Fd

Wenn ein Rechtsanwalt am letzten Tage der Berufungs­
frist seinen Bürovorsteher damit beauftragt, einem 
beim Berufungsgericht zugelassenen Rechtsanwalt fern­
mündlich den Auftrag zur Berufungseinlegung in zwei 
getrennten Rechtssachen mit gleichem Rubrum, gleichem 
Urteilsausspruch und gleichem Verkündungsdatum zu er­
teilen, so muß er seinen Bürovorsteher zumindest auf 
das Vorliegen von zwei Berufungsaufträgen hinweisen 
und ihm aufgeben, auch den Berufungsanwalt ausdrück­
lich auf diese besondere Fallgestaltung aufmerksam zu 
machen.
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
in der Sitzung vom 10. März 1971 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Dr. Gelhaar, Dr. Mezger, Dr. Messner, 
Braxmaier und Dr. Hiddemann

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß 
des 11. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Stuttgart vom 21. September 1970 wird auf 
Kosten des Klägers zurückgewiesen.

G r ü n d e  :

Der Kläger macht in zwei getrennten Verfahren je 
einen Teil einer ihm abgetretenen Kaufpreisforderung 
gegen die Beklagte geltend. In beiden Prozessen, wel­
che die Aktenzeichen 2 0 277/69 und 2 0 278/69 trugen, 
erging am 26. Mai 1970 ein klageabweisendes Urteil des 
Landgerichts Heilbronn. Beide Urteile wurden am 9.Ju­
ni 1970 dem erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten 
des Klägers zugestellt. Am 9. Juli 1970 legte der Klä­
ger durch seinen zweitinstanzlichen Prozeßbevollmäch­
tigten, Rechtsanwalt Dr. SchflA^^ in ge­
gen das Urteil in der Sache 2 0 277/69 Berufung ein.
Am 27. Juli 1970 legte er auch in der vorliegenden Sa­
che (2 0 278/69) Berufung ein, zugleich mit dem An­
trag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen 
die Versäumung der Berufungsfrist.
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Zur Begründung seines Wiedereinsetzungsgesuchs 
hat der Kläger vorgetragen: Ara 9. Juli 1970 habe er 
seinen Korrespondenzanwalt, Rechtsanwalt Dr. UflHB I
in Köl gebeten, in beiden Sachen durch einen Stutt­
garter Anwalt Berufung einlegen zu lassen. Rechtsan­
walt Dr. habe daraufhin seinen Bürovorsteher
K Ü B H I  beauftragt, Rechtsanwalt Dr. in
S t ^ m i m  fernmündlich den Auftrag zur Einlegung der 
Rechtsmittel zu erteilen. Bei dem am frühen Nachmit­
tag des 9. Juli 1970 geführten Telefongespräch habe 
KMtarti den Berufungsauftrag in beiden Sachen Rechts­
anwalt Dr. persönlich durchgegeben und ihm
insbesondere beide Aktenzeichen genannt. Die Verbin­
dung sei häufig durch ein Knacken unterbrochen gewe­
sen. Offenbar sei es auf eine technische Störung zu­
rückzuführen, daß Rechtsanwalt Dr. dem Ge­
spräch nicht habe entnehmen können, es handele sich 
um zwei am selben Tage zwischen denselben Parteien 
ergangene Entscheidungen und er solle gegen beide Be­
rufung einlegen.

Zur Glaubhaftmachung seines Vorbringens hat der 
Kläger eidesstattliche Versicherungen des Bürovorste­
hers und der Anwalts Sekretär in vor­
gelegt.

Durch den angefochtenen Beschluß hat das Beru­
fungsgericht unter Ablehnung des Wiedereinsetzungsan­
trages die Berufung als unzulässig verworfen.

Hiergegen richtet sich die sofortige Beschwerde 
des Klägers. Unter Überreichung je einer eidesstatt-
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liehen Versicherung des Rechtsanwalts Dr. und
des Rechtsanwalts Dr. trägt der Kläger nun­
mehr vor: Der Bürovorsteher zwar bei
dem Telefongespräch mit Rechtsanwalt Dr. 
die beiden Aktenzeichen angegeben, habe im übrigen 
aber nicht darauf hingewiesen, daß es sich um zwei 
Aufträge zur Berufungseinlegung in zwei verschiede­
nen Rechtssachen mit gleichem Betreff gehandelt ha­
be.

Die rechtzeitig eingelegte sofortige Beschwer­
de des Klägers ist nicht begründet.

Das Berufungsgericht hat es dahingestellt sein 
lassen, ob ein Verschulden des Korrespondenzanwalts 
nicht schon darin liegt, daß er überhaupt die fern­
mündliche Beauftragung des Stuttgarter Anwalts mit 
der Rechtsmitteleinlegung seinem Bürovorsteher über­
lassen hat. Es hat eine Verletzung der Sorgfalts­
pflicht des Rechtsanwalts Dr. jedenfalls dar­
in gesehen, daß er den Bürovorsteher nicht angewie­
sen hat, sich am Ende des Ferngesprächs durch eine 
Wiederholung der entscheidenden Daten von der rich­
tigen Übermittlung des Auftrages zu vergewissern.

Ob das Berufungsgericht damit die Anforderun­
gen an die Belehrung eines seit vielen Jahren be­
währten Bürovorstehers überspannt hat, braucht nicht 
entschieden zu werden. Denn Rechtsanwalt Dr. 
hat die bei der Einlegung eines Rechtsmittels gebo­
tene äußerste Sorgfalt jedenfalls aus folgendem Grun­
de nicht gewahrt: Er hätte seinen Bürovorsteher zu-



mindest nachdrücklich darauf hinweisen müssen, daß 
es sich vorliegend um zwei Urteile mit gleichem Ru­
brum, gleichem Verkündungsdatum und nahezu gleichem 
Aktenzeichen handelte, daß gegen beide Urteile Beru­
fung eingelegt werden müsse und daß es unbedingt er­
forderlich sei, bei der Übermittlung des Auftrages 
den Berufungsanwalt ausdrücklich auf diese Besonder­
heit des Rechtsmittelauftrags aufmerksam zu machen.
Die Gefahr, daß bei der vorliegenden, durchaus unge­
wöhnlichen Sachlage aus Versehen nur in einer Sache 
Berufung eingelegt werden würde, lag auf der Hand.
Sie war insbesondere für den Korrespondenzanwalt des 
Klägers leicht erkennbar. Denn er hatte die gleich­
zeitige Erhebung der beiden gleichliegenden Klagen 
veranlaßt, er hatte noch am Vormittag des 9. Juli 
1970 sich mit seinem Mandanten über die beiden Fälle 
unterhalten und war mit ihm übereingekommen, in bei­
den Sachen Berufung einlegen zu lassen. Wenn er so­
dann das Ferngespräch mit seinem Stuttgarter Kolle­
gen nicht selbst führen konnte oder wollte, so mußte 
er sicherstellen, daß dieser auf die ungewöhnliche 
Sachlage ausdrücklich hingewiesen wurde. Als er sei­
nem Bürovorsteher die Handakte überreichte und ihm 
den Anruf in Stuttgart auftrug, mußte er sich verge­
wissern, daß dieser sich auch darüber im klaren war, 
daß diese eine Handakte zwei Rechtssachen enthielt 
und daß in beiden Berufung eingelegt werden mußte.
Vor allem aber mußte er seinem Bürovorsteher aufge­
ben, daß dieser bei dem Telefongespräch Rechtsanwalt 
Dr. 9 ^ 0 1  ausdrUcklich klarmachte, es seien zwei 
Berufungen in zwei getrennten Rechtssachen einzulegen.
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Dieser Hinweis war hier um so notwendiger, als 
der Auftrag zur Berufungseinlegung am letzten Tage 
der Berufungsfrist erteilt wurde. Ein so kurz vor 
Ablauf der Rechtsmittelfrist erteilter Auftrag zur 
Rechtsmitteleinlegung erfordert deshalb eine besonde­
re Sorgfalt, weil in derartigen Fällen die schrift­
liche Auftragsbestätigung des Rechtsmittelanwalts 
nicht mehr vor Ablauf der Rechtsmittelfrist einge- 
hen kann und damit eine nachträgliche Überprüfung 
der Ausführung des Auftrags unmöglich wird.

Das dargelegte Unterlassen des Rechtsanwalts 
Dr. U^^^war auch ursächlich für die eingetretene 
Fristversäumnis. Hätte der Korrespondenzanwalt des 
Klägers seinem Bürovorsteher aufgegeben, den Beru­
fungsanwalt ausdrücklich auf die Notwendigkeit zwei­
er Berufungen hinzuweisen, so kann angesichts der Zu­
verlässigkeit dieses Angestellten angenommen werden, 
daß entsprechend verfahren wäre. Alsdann
hätte Rechtsanwalt Dr. den Auftrag richtig
verstanden und auch in der vorliegenden Sache am 
9. Juli 1970 Berufung eingelegt.

Die Möglichkeit, daß Rechtsanwalt Dr. 
einen entsprechenden Hinweis KfHfllBV weßen einer 
zeitweisen Unterbrechung der Fernsprechverbindung 
nicht hätte verstehen können, scheidet aus. Denn ei­
ne derartige Störung der Telefonverbindung ist nicht 
glaubhaft gemacht. Es mag durchaus sein, daß K ^ H H f  
wiederholt ein Knacken im Hörer vernommen hat. Aus der 
eidesstattlichen Versicherung des Rechtsanwalts 
Dr. ist jedoch klar zu entnehmen, daß die-
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ser sämtliche Mitteilungen seines Gesprächspartners 
verstanden hat, und daß alle Fragen, die er gestellt 
hat, klar und eindeutig von kB I B H B  beantwortet 
worden sind. Baß Rechtsanwalt Dr. s B B B H ^ ur eine 
Berufung eingelegt hat, ist nach dem glaubhaft ge­
machten Sachverhalt ausschließlich darauf zurückzu­
führen, daß kB H H B  nichts davon erwähnt hat, es 
handele sich um den Auftrag zur Einlegung von zwei 
Berufungen in zwei getrennten Rechtssachen. Mögli­
cherweise ist sogar K f l B B B V  sieb selbst gar nicht 
darüber im klaren gewesen, daß sich in der ihm vorlie­
genden Handakte zwei Urteile befanden, gegen die bei­
de Berufung eingelegt werden sollte. Anders ist es 
kaum zu erklären, daß er auf die Frage des Rechtsan­
walts Br. nach dem Streitwert nur einen Be­
trag angegeben hat. Es ist auch zweifelhaft, ob K ^ B  
B B B  überhaupt zwei Aktenzeichen genannt hat. Nach 
der insoweit eindeutigen eidesstattlichen Erklärung 
von Rechtsanwalt Br. S B H H H »  bat der Bürovorste­
her nur ein Aktenzeichen angegeben. Wie sich aus der 
eidesstattlichen Erklärung der Anwaltssekretärin El^H 

ergibt, hatte k B B B B I  wenige Tage nach dem Te­
lefongespräch selbst Zweifel, ob er wirklich beide 
Aktenzeichen genannt hatte. Selbst wenn man aber zu­
gunsten des Klägers unterstellt, daß der Bürovorste­
her beide Aktenzeichen vorgelesen hat, so konnte 
Rechtsanwalt Br. s B I ^ B B  daraus allein nicht entneh­
men, daß es sich um den Auftrag zur Einlegung von zwei 
Berufungen in zwei getrennten Verfahren handelte.Benn 
zwei Aktenzeichen können auch auf einem Urteil ste­
hen, wenn zwei Verfahren miteinander verbunden wor­
den sind. Einen weiteren Hinweis auf das Vorliegen
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zweier Aufträge hat K nach dem eigenen Vor­
bringen des Klägers nicht gegeben. Hätte er dies ge­
tan, so wäre die Fristversäumnis mit Sicherheit ver-

sen hat, ist auf die dargelegte, vom Korrespondenz­
anwalt des Klägers zu vertretende mangelhafte Beauf­
tragung des Bürovorstehers zurückzuführen. Das Ver­
schulden des Korrespondenzanwaltes aber muß sich der 
Kläger gemäß § 232 ZPO zurechnen lassen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

mieden worden. Daß diesen Hinweis unterlas-

Dr. Gelhaar Dr. Mezger Dr. Messner

Braxmaier Dr.Hiddemann


	BUNDESGERICHTSHOF

	2

	6

	7

	8



